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A. Problem 

Wegen der kritischen Preis-Kosten-Situation der deutschen 
Landwirtschaft soll bei den im EG-Ministerrat anstehenden 
Verhandlungen über die Herbeiführung des Gleichgewichts an 
den Agrarmärkten auf eine Anhebung der Erzeugerpreise hin- 
gewirkt werden. 

Neben der Schaffung gewerblich-industrieller Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum müssen Maßnahmen zugunsten der in der 
Landwirtschaft Verbleibenden getroffen werden. 

Die Kooperation landwirtschaftlicher Betriebe in Produktion 
und Vermarktung bedarf der Förderung, und die Aufgabe land- 
wirtschaftlicher Betriebe zur Strukturverbesserung muß erleich- 
tert werden. 


B. Lösung 

Eine Festlegung der Bundesregierung durch den Bundestag auf 
bestimmte Preisziele bei den Verhandlungen in Brüssel sollte 
unterbleiben, um ihren Verhandlungsspielraum nicht einzu- 
engen. 

Maßnahmen für die in der Landwirtschaft Verbleibenden ent- 
sprechen im wesentlichen bereits der agrarpolitischen Zielset- 
zung der Bundesregierung. 

Kooperationen sollen durch Abbau gesetzlicher und steuerlicher 
Hemmnisse gefördert werden. Die Aufgabe landwirtschaftlicher 
Betriebe zur Strukturverbesserung soll steuerlich erleichtert 
werden. 
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C. Alternativen 

Die Minderheit im Ausschuß fordert 

— eine klare Willensbekundung des Bundestages für die Preis- 
verhandlungen in Brüssel, 

— eine andere Verteilung der Schwerpunkte bei den Maß- 
nahmen für in der Landwirtschaft Verbleibende. 

Bezüglich der Förderung der Kooperationen und strukturver- 
bessernder Betriebsaufgaben bestand Einmütigkeit im Aus- 
schuß. 


D. Kosten 

Nicht bezifferbare Steuerausfälle in geringem Umfang durch 
Steuervergünstigungen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Umdruck 12 — 

zur Beratung des Berichts der Bundesregierung über die Lage 
der Landwirtschaft gemäß § 4 des Landwirtschaftsgesetzes und 
der Maßnahmen der Bundesregierung gemäß Landwirtschafts- 
gesetz und EWG- Anpassungsgesetz 

— Drucksache Vl/372 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vit 


Der Entschließungsantrag wurde in der 36. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 11. März 1970 anläß- 
lich der Aussprache über den Grünen Bericht 1970 — 
Drucksache W372 — an den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten federführend und 
an den Haushaltsausschuß sowie an den Finanzaus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat den Antrag in der Sitzung 
am 10. Dezember 1970, der Haushaltsausschuß in 
seiner Sitzung am 23. September 1971 beraten. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat die Vorlage in seinen Sitzungen am 3. und 
10. Dezember 1970 u. a. zusammen mit dem Antrag 
der CDU/CSU zur Großen Anfrage der CDU/CSU 
betr. Agrarpolitik (Drucksachen W1145, VI/ 1303) auf 
Umdruck 92 behandelt. Dabei hat der Ausschuß die 
Nummern I und II des Antrags mit Mehrheit abge- 
lehnt und sich zu Nummer III einstimmig den Be- 
schlüssen des Finanzausschusses angeschlossen, der 
sich nur mit diesem Teil des Antrags befaßt hatte. 


Diesem Beschluß ist dann auch der Haushaltsaus- 
schuß gefolgt und hat den Entschließungsantrag im 
übrigen gleichfalls mit Mehrheit abgelehnt. 

Bei der Beratung des Entschließungsantrags 
herrschte Einmütigkeit im Ausschuß über die Not- 
wendigkeit von Preisanhebungen bei den landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreisen sowie darüber, daß die 
Bundesregierung bei den Verhandlungen in Brüssel 
mit Nachdruck hierfür eintreten solle. Die Mehrheit 
sprach sich jedoch gegen eine Festlegung der Ver- 
handlungsposition der Bundesregierung in Brüssel 
durch den Bundestag aus, wie sie sich aus Nummer I 
des Antrags ergeben könnte. Die Mehrheit des 
Ausschusses hat Nummer II des Antrags abgelehnt, 
weil die darin enthaltenen Forderungen im wesent- 
lichen bereits Gegenstand der agrarpolitischen Ziel- 
setzung der Bundesregierung sind, wenn auch bei 
einer teilweise anderen Verteilung der Schwer- 
punkte. Die vom federführenden Ausschuß einmütig 
gebilligte Fassung der Nummer III des Antrags hat 
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die Förderung der Kooperationen im landwirtschaft- 
lichen Bereich durch Abbau gesetzlicher und steuer- 
licher Hemmnisse zum Inhalt sowie die Erleichte- 
rung der Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe zur 
Verbesserung der Agrarstruktur durch steuerliche 
Vergünstigungen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 7. Oktober 1971 

Vit 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, Maßnahmen zu 

treffen, durch die 

— die überbetriebliche Zusammenarbeit und Part- 
nerschaft der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbe- 
triebe in Produktion und Vermarktung, soweit 
notwendig und möglich stärker gefördert wird. 
Soweit steuerliche Vorschriften diese Zusammen- 
arbeit hemmen, sollten sie vorbehaltlich einer 
Konkretisierung beseitigt werden,* 

— bei Aufgabe des landwirtschaftlichen Betriebes 
zur Verbesserung der Agrarstruktur steuerliche 
Vorschriften, die diesen Vorgang behindern, auf- 
gehoben werden; in Härtefällen müßte die Ver- 
äußerung von beweglichem Inventar einkommen- 
steuerfrei gestellt werden; 

— für Altenteiler in der Landwirtschaft bei der Ein- 
kommensteuer eine angemessene Freibetrags- 
regelung eingeführt wird. 


Bonn, den 11. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Vit 

Berichterstatter 



